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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
zur Herbstzeit erreicht Sie die dritte Ausgabe meines Newsletters.  
Mit ihm möchte ich meine Arbeit in den letzten 3 1/2 Monaten Revue  
passieren lassen. Wie Sie sehen, ist in dieser Zeit einiges passiert. Davon 
wird Ihnen in dieser Ausgabe ein Eindruck vermittelt. Ich freue mich auf 
Ihre Meinungen dazu! 
 
Viel Vergnügen beim Lesen wünscht 
 
Ihr Ronald Schminke 

„Das Ergebnis ist ein-
deutig: die Eltern wol-
len neue Gesamtschu-
len im Landkreis Göt-
tingen. Das ist ein Er-
folg für die sozialde-

mokratische Schulpolitik und die Bildungschan-
cen unserer Kinder“, deutet Landtagsabgeordne-
ter Ronald Schminke das Ergebnis der Elternbe-
fragung zu neuen Gesamtschulen im Landkreis 
Göttingen. 
 
Mit der Elternbefragung soll der Bedarf für wei-
tere Gesamtschulen im Kreisgebiet ermittelt wer-
den. Dies ist im Schulgesetz als Voraussetzung 
vorgeschrieben, um weitere Gesamtschulen ein-
richten zu können. Der Landkreis Göttingen hatte  
kürzlich die Ergebnisse der Befragung bekannt-
gegeben. Die Hälfte aller Teilnehmer an der Be-
fragung bevorzugt es, ihre Kinder an eine Ge-
samtschule zu schicken. „Die Nachfrage nach 
neuen Gesamtschulen ist überdeutlich vorhan-
den“, so Schminke. 
 
Bestes Ergebnis für Gieboldehausen 
Als völlig überraschend bezeichnet Schminke das 
Ergebnis der Befragung für eine neue Gesamt-
schule im Eichsfeld (Gieboldehausen). Gerade 
die im Eichsfeld verankerten Konservativen  
äußerten doch immer die Ansicht, dass das drei-
gliedrige Schulsystem eine Wohltat für Schüler 
und Eltern sei. „Davon wollen die Eltern wohl 
nichts wissen“, so der Landtagsabgeordnete. In 
Gieboldehausen hätte eine Gesamtschule im 
nächsten Jahr laut Befragung rund 120 Schüler. 
Das war das beste Ergebnis der Befragung.  

Politische Milchmädchenrechnung  
Absolutes Unverständnis äußerte Schminke für  
die Lesart der Verwaltung. Wie das Göttinger 
Tageblatt am 15. Oktober 2008 berichtete, hatte 
die Verwaltung 823 Fragebögen als ungültig und 
als Absage an Gesamtschulen gewertet. „Das ist 
eine politische Milchmädchenrechnung und an 
Dreistigkeit nicht zu überbieten. Die Verwaltung 
tut ja gerade so, als handele es sich hierbei um 
eine Wahl und geht mit den Fragebögen wie mit 
Stimmzetteln um. Wer sich so seine Zahlen zu-
rechtmauschelt, dem scheint das Ergebnis nicht 
zu schmecken“, vermutet Schminke. „Das macht 
einmal mehr deutlich, dass Landrat und Schulde-
zernent gegen die Interessen der Eltern und Schü-
ler handeln. Im Kreistag werden wir das hinter-
fragen.“ 
 
Schminke, der auch Kreistagsabgeordneter ist, 
spricht sich zudem nachdrücklich für den  
Bovender Gesamtschulstandort aus. Auch eine 
Außenstellenlösung gemeinsam mit Adelebsen 
komme seines Erachtens in Betracht. Schminke 
ist sich sicher, dass die Zahlen ausreichend seien.  
  
Das Signal nach Hannover mitnehmen 
Schminke kündigte außerdem an, dass das Thema 
Gesamtschulen auch weiterhin den Landtag be-
schäftigen werde. „Ich werde das Signal dieser 
Befragung nach Hannover mitnehmen“, so der 
Landtagsabgeordnete. 
„Weil ich an das Gute im Menschen glaube, habe 
ich die Hoffnung, dass irgendwann auch die Kul-
tusministerin Heister-Neumann und die CDU be-
greifen, dass das dreigliedrige System nicht die 
Zukunft ist. Dafür wird die SPD kämpfen.“  

Erfolg für die sozialdemokratische Schulpolitik 
Elternbefragung zu neuen Gesamtschulen im Landkreis (16.10.2008) 



Die SPD-Landtagsfraktion hat im Landtag be-
antragt, die Rechte von Leiharbeitnehmern zu 
stärken. „Wir wollen klare Regeln, wir wollen 
Fairness und gleiches Geld für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort“, sagte der SPD-
Landtagsabgeordnete Ronald Schminke in der 
Plenarsitzung. „Leider hat unanständige Leih-
arbeit in Deutschland dramatisch zugenom-
men.“ 
 
Laut Schminke ist Leiharbeit nicht grundsätzlich 
abzulehnen: „Leiharbeit ermöglicht es den Betrie-
ben, in bestimmten Situationen flexibel reagieren 
zu können. Sie darf aber nicht missbraucht wer-
den, um reguläre Beschäftigungsverhältnisse zu-
rückzudrängen und Löhne zu drücken. Wir müs-
sen einschreiten, weil es jetzt höchste Zeit ist, die 
Reißleine zu ziehen, denn immer öfter werden gut 
bezahlte Arbeitsplätze in schlecht bezahlte Ar-
beitsplätze umgewandelt. Weniger Schutz, weni-
ger Lohn, weniger Urlaub, kein Weihnachtsgeld, 
keine Fort- und Weiterbildung, schlechtere Ar-
beitsbedingungen und am Ende des Arbeitslebens 
auch noch weniger Rente, das ist die Realität, mit 
der Leiharbeitnehmer zu kämpfen haben. Die 
Landesregierung sollte unserer Aufforderung 
nachkommen und mit einer Bundesratsinitiative 
auf gleiche Arbeitsbedingungen für Leiharbeit-
nehmer hinwirken." 
 
In einem Entschließungsantrag fordert die SPD-
Fraktion die Landesregierung auf, auf dem Weg 
einer Bundesratsinitiative den Beschäftigten der  
Leiharbeitsbranche den Rücken zu stärken.   

Insbesondere sollen grundsätzlich vom ersten Tag 
an im Entleihbetrieb für Leiharbeitnehmer diesel-
ben Arbeitsbedingungen gelten und dasselbe Ent-
gelt gezahlt werden. 
 
Schminke wies darauf hin, dass nach einer Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung Leiharbeit längst nicht 
mehr nur zur Abfederung von Auftragsspitzen 
dient. „Es gibt sogar Unternehmen, die nur noch 
40 Prozent eigene Belegschaft einsetzen und 60 
Prozent Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter. Es 
darf aber nicht Sinn der Leiharbeit sein, reguläre 
Beschäftigungsverhältnisse zurückzudrängen." 
 
Die Leiharbeitsbranche in Deutschland boomt: 
Im vergangen Jahr arbeiteten mit 731.000 doppelt 
soviele Menschen in Leiharbeitsverhältnissen wie 
noch 2003. Für das kommende Jahr prognosti-
ziert die IG Metall das Durchbrechen der  
Millionengrenze.  
 
„Wir fordern daher die Landesregierung auf, sich 
für die Rechte der Leiharbeiter auf Bundesebene 
einzusetzen", so Schminke. Arbeitsbedingungen 
dieser Beschäftigungsform müssen gerechter 
gestaltet werden. Leiharbeit darf nicht dazu füh-
ren, dass Stammbelegschaften abgebaut und 
künftig Beschäftigungsformen in zwei Klassen 
unterteilt werden." 

Thema im Landtag: Leiharbeit    
Unanständige Leiharbeit endlich verhindern! 
Schminke bringt Antrag ein (07.10.2008) 

Kampagnenseite der IG Metall im Internet :  
www.gleichearbeit-gleichesgeld.de. 

Hier finden Sie den Antrag der SPD-Fraktion im Wortlaut: 
http://www.ronald-schminke.de/imperia/md/content/bezirkhannover/ronaldschminke/16-0503-leiharbeit.pdf  

Hier können Sie die Ronald Schminkes Rede nachlesen: 
http://www.ronald-schminke.de/imperia/md/content/bezirkhannover/ronaldschminke/rede-schminke-leiharbeit-okt.pdf 

Weitere Informationen zum Thema 



Arbeitskreis Landwirtschaft besucht Hann. Münden 
Forstamtleiter will runden Tisch für Schutzgebiete (28.08.2008) 
Die europäische Flora-Fauna-Habitat-(FFH-)Richtlinie trat 
1992 in Kraft. Die Richtlinie hat zum Ziel, wildlebende 
Arten, deren Lebensräume und die europaweite Vernetzung 
dieser Lebensräume zu sichern und zu schützen.  
 
Neben der Sammlung von Bestandsdaten und dem Ausfüh-
ren von Verträglichkeitsprüfungen sind Maßnahmen zum 
Schutz und zur Erhaltung von FFH-Gebieten zu erstellen 
und umzusetzen.  
 
Zu diesem Zweck werden gem. Artikel 6, Abs. 1 der FFH-
Richtlinie Bewirtschaftungspläne ausgearbeitet, die die 
Durchführung von Maßnahmen zum Erhalt von Schutzge-
bieten ermöglichen. Des Weiteren kann hierdurch beurteilt 
werden, ob gewisse Maßnahmen positive oder negative 
Auswirkung haben könnten. Der aufgestellte Plan ist für die 
Behörden verbindlich und setzt ihnen klare Schutz- und 
Erhaltungsziele. 
 
Nach der Verwaltungsreform in Niedersachsen sind seit 
dem 1.1.2008 die Landkreise, bzw. kreisfreien Städte in 
Niedersachsen für die Erstellung der o.g. Pläne zuständig. 
Bei einem Besuch des Arbeitskreises Landwirtschaft der 
SPD-Landtagfraktion erfuhren die Abgeordneten, dass es 
für die mehr als 2000 Hektar großen, landeseigenen Flora- 
Fauna- Habitat- Gebiete zwischen Leine und Weser von 
Uslar bis Staufenberg bereits Managementpläne gebe.  An-
ders sieht es für Privat- oder Genossenschaftswälder aus. 
„Waldbesitzer müssen wissen, was sie tun dürfen und was 
nicht.“, begründet der Mündener Forstamtsleiter Thomas 
Schmidt- Langenhorst die Notwendigkeit der Management-
pläne. Er plädierte für einen „Runden Tisch“, um die Prob-
lematik zu lösen.  

Ronald Schminke, Mündener Abgeordnete, Vorsitzender 
der Gimter Realgemeinde und forstpolitischer Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion,  bestätigte, dass es bei dem Thema 
derzeit viel Unmut bei den Genossenschaften gebe. Er un-
terstützte die Forderung des Forstamtsleiters und verwies 
auf gemeinsames Interesse von Landesforst und Waldbe-
sitzern.  
 
Die Abgeordneten erfuhren ebenfalls, dass das Forstamt 
noch immer stark mit den Folgen der Stürme Kyrill und 
Emma beschäftigt sei. Insgesamt waren ca. 280.000 Fest-
meter Windwurf in den Landes- und Betreuungsforsten zu 
bearbeiten, erläuterte der Forstamtsleiter abschließend. 

Änderung in Fahrplänen: Ossenfeld kein Einzelfall 
Schminke will ÖPNV-Gesamtkonzept (02.09.2008) 
„Die Abkopplung des ländlichen Raumes kann nur durch 
ein vernetztes Gesamtkonzept verhindert werden“, erklärte 
der SPD-Landtagsabgeordnete Ronald Schminke nach ei-
nem Informationsabend in Ossenfeld. Dabei sollten  
gemeindeübergreifend Lösungsansätze zwischen RBB und 
den Stadtwerken Göttingen unter Berücksichtigung  
aktueller Fahrgastzahlenerhebungen diskutiert werden. 
 
Schminke: „Zwischen Ossenfeld und Knutbüren liegen 
knapp zwei Kilometer, darum sind Verbundlösungen sicher 
sinnvoll. Knutbüren wird zum Beispiel über die Linie 5 ab 
Hetjershausen mit einem Linientaxi bedient. Auch Ossen-
feld könnte über diesen Weg mitbedient werden. Die Ver-
rechnung zwischen RBB und den Stadtwerken Göttingen 
dürfte kein echtes Problem sein!“ 
 
Noch sinnvoller wäre sogar eine Buslinie über Dransfeld, 
Ossenfeld und Knutbüren nach Göttingen. Auch solche 
Lösungsansätze müssten ausgelotet werden. Es gehe 
schließlich auch darum, negative Auswirkungen für die 
Dörfer zu vermeiden. Schminke schlug vor, gemeinsam mit 
den Ossenfeldern  eine Erhebung durchzuführen, um zu  

ermitteln, wann welche Verkehrsmittel benötigt würden. 
Auf dieser Grundlage könne man am Runden Tisch Gesprä-
che mit den Verantwortlichen von RBB und ZVSN führen, 
um zu einer Lösung zu gelangen. Diesem Vorschlag stimm-
te auch das Ossenfelder Samtgemeinderatsmitglied Volker 
Muth zu. 
 
Schminke: „In Frankreich sind viele Dörfer und ganze 
Landstriche durch Häuserleerstand gekennzeichnet, weil 
die Menschen nach dem Verlust geeigneter Infrastruktur in 
die Städte gezogen sind. Wer den ländlichen Raum bei uns 
stärken will, muss deshalb zuerst die Infrastruktur intakt 
halten. Der ÖPNV gehört dazu und er wird angesichts dra-
matisch steigender Energiekosten ökonomisch und ökolo-
gisch von Tag zu Tag reizvoller.“ 
 
Die Verschlechterungen in Ossenfeld hätten zudem einen 
faden Beigeschmack, so Schminke weiter, denn sie wurden 
ohne eine wirkliche Einbeziehung der Menschen vor Ort 
vorgenommen. Den Gemeinden sei deshalb zukünftig anzu-
raten, ihre Interessen in der Samtgemeinde Dransfeld zu 
bündeln. 

Landwirtschaft und Verkehr   

V.l.n.r.: Thomas Schmidt-Langenhort, Udo Bethke, Karin-
Stief-Kreihe, Thomas Hartmann, Ronald Schminke, Elisa 
Wedekind, Sabine Tippelt. 



Aktuelle Informationen: 

www.ronald-schminke.de 

Sicherung der Bahnübergänge Erbsen,  
Lödingsen und Emmenhausen    

Der letzte Unfall am unbeschrankten Bahnüber-
gang in Emmenhausen ereignete sich am 19. Juni 
2008. Grund genug für Ronald Schminke, dort 
mit einer Protestaktion für die Sicherung der drei 
Bahnübergänge zu beginnen.  
 
Versammelt hatten sich am 9. Juli 2008 an den 
drei Bahnübergängen zahlreiche Bürger, darunter 
auch die Bürgermeister der Ortschaften Gerd 
Ofiera (Emmenhausen), Norbert Hille 
(Lödingsen) und Magrit Wolters (Erbsen). Allein 
in Erbsen waren rund 100 Menschen, darunter 
viele Kinder, gekommen, um für Sicherheit an 
den Übergängen zu protestieren. 
 
Ziel der Aktion sei es, erklärte Schminke den An-
wesenden, eine akzeptable Lösung für die Men-
schen in den Orten zu finden. Man wolle der 
Deutschen Bahn AG deutlich zeigen, dass ein Si-
cherheitsrisiko, das von den unbeschrankten 
Bahnübergängen ausginge, nicht länger hinge-
nommen werden könne. „Wir müssen jetzt Druck 
ausüben und dieser darf nicht eher gelockert wer-
den, bis wir eine Lösung gefunden haben“, so Ro-
nald Schminke.  
 
In Emmenhausen war die Sicherung des Bahn-
überganges schon in greifbarer Nähe. Dann riss 
jedoch der Kontakt zur Bahn ab, die geplante Lö-
sung konnte nicht verwirklich werden.  
 
Auch in Lödingsen warten die Verantwortlichen 
schon lange. Die besten Aussichten, gesichert zu 
werden, hat der Übergang in der Ortschaft  
Erbsen. Gemeindebürgermeisterin Dinah Stoll-
werck-Bauer erklärte, dass es bereits 2007 hier 
einen beschrankten Bahnübergang geben sollte. 
Auch in diesem Fall riss der Kontakt zur Bahn ab. 
Die Bahn reagierte nicht mehr. 

„Die Menschen sollen hier ohne Angst leben, 
Kinder sich frei bewegen können. Deshalb müs-
sen wir jetzt in die Hufe kommen“, forderte Ro-
nald Schminke. Eine Forderung, bei der es sich 
insgesamt um Investitionen von circa 1.2 Millio-
nen Euro handelt. So teuer wird es, alle drei 
Bahnübergänge zu sichern. 
 
Die Kritik der Menschen ist verständlich“, so 
Udo Diedrich, Vertreter der Deutschen Bahn AG. 
Er versprach, sich für einen gesicherten Erbser 
Bahnübergang ab 2011 einzusetzen. „Das ist ein 
gutes Zeichen, das zeigt, dass die Bahn ge-
sprächsbereit ist“, freute sich Schminke. Ziel sei, 
dass man zeitnah eine gemeinsame Lösung mit 
der Deutschen Bahn AG als Partner umsetzen 
könne. Schminke gab sich zuversichtlich: „Wenn 
wir jetzt dran bleiben, könnten wir bereits 2010 
zum 100sten Geburtstag dieser Bahnlinie einen 
gesicherten Bahnübergang bekommen.“ 

Protestaktion in Emmenhausen, Lödingsen und Erbsen 
Schminke fordert sichere Bahnübergänge (09.07.2008) 

Aktion zeigt erste Erfolge: 
 
Mittlerweile hat die Deutsche Bahn AG Kontakt 
mit der Gemeinde Adelebsen aufgenommen, um 
den Abschluss einer Planungsvereinbarung vo-
ranzutreiben. Sie ist Voraussetzung für die weite-
ren Schritte zur Errichtung eines beschrankten 
Bahnüberganges. Ronald Schminke bleibt dazu 
mit den Beteiligten im Gespräch.  



Sitzungen des Niedersächsischen Landestags  
im September und Oktober 2008 

Weitere Anträge der SPD-Fraktion im Landtag: 

Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich mit einem 
Gesetzentwurf zur Veränderung des Kindertages-
stättengesetzes für mehr Qualität in den Kinderta-
geseinrichtungen ein. „Wir brauchen neben der 
Ausweitung der Plätze auch ganz dringend eine 
Diskussion über die Verbesserung der Qualität in 
den Einrichtungen, und hier insbesondere in den 
Krippen für die unter Dreijährigen“, sagt die bil-
dungspolitische Sprecherin Frauke Heiligenstadt.  
 
„Wir wollen mit dieser Gesetzesänderung eine 
deutliche Verbesserung der Betreuungsschlüssel 
und der Gruppengrößen erreichen und die Fach-
kräfte in den Einrichtungen endlich mit ausrei-
chend Verfügungszeiten zum Beispiel für intensi-
vere Elternarbeit und die Stärkung des Bildungs-
aspektes ausstatten.“  

Das frühkindliche 
Fördern und For-
dern ist der Dreh- 
und Angelpunkt 
einer erfolgreichen 
Bildungsbiografie.  
 
Deswegen darf der Ausbau der Betreuungs-
angebote nicht nur unter rein quantitativen Ge-
sichtspunkten vorangetrieben werden, sondern 
muss auch die qualitativen Aspekte der Klein-
kindpädagogik ausreichend berücksichtigen. Nur 
in einem qualitativ hochwertigen Platzangebot ist 
die gewünschte Entwicklungs- und Bildungsför-
derung von Kindern möglich.  
 
„Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein erster 
Schritt für eine längst überfällige Verbesserung 
der pädagogisch notwendigen Mindeststandards 
in Tageseinrichtungen für Kinder in Niedersa-
chen“, erläutert Heiligenstadt.  

SPD legt Gesetzentwurf für mehr Krippenqualität vor  
„Erster Schritt für längst überfällige Verbesserung“ (06.10.2008) 

Das fordert die SPD  
mit dem Gesetzentwurf: 
 

�  Die Veränderung des Personalschlüssels auf 
fünf Kinder pro einer Erzieherin in den Krip-
pen für die unter Dreijährigen. 

 

�  Die Veränderung der Verfügungsstunden für 
Gruppenleitungen von 7,5 Stunden auf zwölf 
Stunden.  

 

�  Die Verringerung der Gruppengrößen in den 
Kindertagesstätten von derzeit 25 auf 20  

 Kinder für die Drei- bis Sechsjährigen.  
 

�  Die Verbesserung der Integration von  
 behinderten Kindern in Krippen.  

Hier finden Sie den Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion im Wortlaut: 
 www.spd-landtag-nds.de/web/binary.jsp?nodeId=9965&binaryId=10386&disposition=inline 

Hier finden Sie weitere Informationen zum  
Thema auf den Internetseiten der SPD-Fraktion: 
www.spd-landtag-nds.de/web/content.jsp?nodeId=10414&lang=de 

Weitere Informationen zum Thema 

 

Oktober-Plenum  
 
- Bundesweite ergebnisoffene Endlagersuche  

voranbringen  
- Integriertes Hochwasserschutzkonzept für  

Niedersachsen  
- Kliniksterben verhindern - Krankenhaus- 

finanzierung dauerhaft sichern 

September-Plenum 
 
- ASSE II: Täuschungsmanöver beenden, Zu 

verlässigkeit und Transparenz gewährleisten... 
- Luftfahrt- und Logistikstandort Hannover  

sichern und ausbauen 
- Hungerlöhne beseitigen - Billigpflege verhin- 

dern: Auch die Pflege braucht Mindestlohn 

Internetseite der SPD-Landtagsfraktion: www.spd-landtag-niedersachsen.de.  



Auf ihrer Klausurtagung in Borkum hat die SPD-
Landtagsfraktion beschlossen, alle Gliederungen 
der Partei besser mit Informationen über ihre Ar-
beit zu versorgen. Zudem sollen die Ziele und die 
Ergebnisse der Arbeit intensiver gegenüber der 
Öffentlichkeit kommuniziert werden.  
 
Alle Mitglieder der Fraktion hatten sich bereit 
erklärt, bis Mitte Oktober mit  „Funktionärs-
konferenzen“ über die bisherigen parlamentari-
schen Arbeit der SPD zu informieren und die 
Kampagne „Eintrittskarte Zukunft“ vorzustellen. 
Unter diesem Motto will die SPD-Landtags-
fraktion zentrale Bestandteile ihrer bildungspoliti-
schen Ziele mehr Menschen nahe bringen und 
dafür um Mehrheiten werben.  
 
Auch Ronald Schminke 
(Wahlkreis 16) lud ge-
meinsam mit Manfred 
Kuhlmann, dem Kandida-
ten für den Wahlkreis 15 
bei der letzten Landtags-
wahl, alle Funktionärs– 
und Mandatsträger aus den  

 
24.10. Ausschuss für den Ländlichen Raum,  
 Ernährung, Landwirtschaft und  
 Verbraucherschutz 
 
31.10. Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und  
 Verkehr 
 
07.11. Ausschuss für den Ländlichen Raum,  
 Ernährung, Landwirtschaft und  
 Verbraucherschutz 
 
12.-14.11. Plenarsitzung des Niedersächsischen 
 Landtages 
  
21.11. Ausschusses für  Wirtschaft, Arbeit  
 und Verkehr 
 
28.11. Ausschuss für den Ländlichen Raum,  
 Ernährung, Landwirtschaft und  
 Verbraucherschutz 

beiden Wahlkreisen ein, um die Kampagne vor-
zustellen und für aktive Mitarbeit zu werben.  
 
Die Bildungskampagne wird in der Woche nach 
dem 27. Oktober 2008 mit einer zentralen Presse-
konferenz des Landesvorsitzenden und des  
Fraktionsvorsitzenden beginnen. Ihr Ende ist für 
April 2008 geplant. Sie ist so geplant und aufge-
baut, dass alle Gliederungen – je nach ihrer Orga-
nisationskraft und nach den politischen Bedin-
gungen am Ort – daran teilnehmen können.  

Niedersachsen-SPD stellt Kampagne vor 
Bildungspolitik soll in den Mittelpunkte rücken (September  2008) 

Landtags-Termine im Oktober und November  
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Dieser Newsletter wird in der Regel einmal 
pro Quartal erscheinen. Gerne können Sie den 
Newsletter an Interessierte weiterleiten. 
 
 
 
Wenn Sie die elektronische Information  
abbestellen wollen, schreiben Sie einfach eine 
Email an info@ronald-schminke.de mit dem 
Betreff „Newsletter abbestellen“.  
 
 
Gerne können Sie sich mit Fragen, Vorschlägen 
oder anderen Anliegen an mich oder mein Büro 
wenden. Wir freuen uns auf Ihre Hinweise. 

Kampagne „Eintrittskarte Zukunft“  

Hier finden Sie Informationen aufs der Kam-
pagnen-Homepage der Niedersachsen-SPD 

www.eintrittskarte-zukunft.de 


